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Allgemeine Verfiigungen und Rundverfiigungen

Fiihrung der Personalakten im Geschiftsbereich
des Ministeriums der Justiz und fiir Digitalisierung

Allgemeine Verfiigung des Ministers der Justiz
und fiir Digitalisierung
Vom 5. Dezember 2025
(04-1.2-2051/2025-010/001)

A. Allgemeines
L.

Soweit diese Allgemeine Verfiigung Geschiftsvorgidnge nicht
behandelt, gelten fiir diese die von der zustindigen obersten
Landesbehdrde erlassenen besonderen Vorschriften.

II.

(1) Uber die im Geschiftsbereich des Ministeriums der Justiz
und fiir Digitalisierung Bediensteten ist eine Personalakte zu
filhren. Bedienstete im Sinne dieser Allgemeinen Verfiigung
sind Richterinnen und Richter, Beamtinnen und Beamte, Tarif-
beschiftigte, auBertariflich Beschiftigte, die in einem privat-
rechtlichen Dienstverhéltnis zum Land Brandenburg stehen, im
Ausbildungsverhdltnis stehende Beschiftigte sowie Praktikan-
tinnen und Praktikanten, die ldnger als sechs Monate titig sind.

(2) Personalakten sind getrennt nach Laufbahngruppen zu er-
fassen. Die Verfahren werden in den von der zustandigen obers-
ten Landesbehdrde zugelassenen Programmen registriert.

(3) Fiir die Dauer des Beamten- und Beschéftigungsverhélt-
nisses zum Land Brandenburg ist eine einheitliche Personalakte
zu fithren, dies gilt auch bei einem Wechsel der Statusgruppen-
zugehorigkeit.

(4) In die Personalakte gehoren alle Vorgidnge, die die Be-
diensteten in ihrem Beamten- oder Beschiftigungsverhéltnis
betreffen. Sie sollen ein moglichst vollstdndiges, dem beruf-
lichen Werdegang entsprechendes Bild der Personlichkeit der
Bediensteten und der Gestaltung der Beamten- oder Beschaf-
tigungsverhiltnisse ergeben.

(5) Nicht in die Personalakte gehdren Vorgénge, die besonderen,
von der Person und dem Beamten- oder Beschéftigungsver-
héltnis sachlich zu trennenden Zwecken dienen. Diese Vor-
génge sind in Sammelakten einzuordnen, die insbesondere ge-
fithrt werden tiber

Priifungen,
Personalplanung,
Personalauswahlverfahren,
Stellenbewertungen,
Dienstausweise,
Aussagegenehmigungen,
Dienstreisegenehmigungen,
Prozessvollmachten,

F@ o ao o

i.  Beschwerden, die sich ausschlielich gegen sachliche Ent-
scheidungen einer beziehungsweise eines Bediensteten
richten.

Soweit erforderlich, sind Ausziige, Abschriften oder Kopien aus
den Sammelakten in die Personalakte zu nehmen. Das gilt vor
allem fiir die abschlieBenden Entscheidungen bei Priifungen,
Rechtsstreitigkeiten und Stellenbewertungen. Von Vorgingen,
die sich auf mehrere Bedienstete beziehen, sind Ausziige nur
insoweit zu der jeweiligen Personalakte zu nehmen, als sie die
personellen und dienstlichen Verhéltnisse der einzelnen Be-
diensteten betreffen. Daten Dritter sind unkenntlich zu machen.

(6) Die personalaktenfithrende Stelle hat die erforderlichen
MaBnahmen zur Gewihrleistung der Datensicherheit in per-
soneller, technischer und organisatorischer Hinsicht zu treffen.
Welche Sicherungsmafinahmen erforderlich sind, richtet sich
nach den speziellen Gegebenheiten der Dienststelle. Personal-
akten sind getrennt von den Sammelakten aufzubewahren und
vertraulich zu behandeln.

(7) Bei der Einstellung von Bediensteten, die bereits frither
im offentlichen Dienst beschéftigt waren, sollen die fritheren
Personalakten fortgefiihrt werden. Kommt eine Fortfiihrung
nicht in Betracht, so ist die bisherige Personalakte nach
Moglichkeit als Teilakte in die neu anzulegende Personalakte
aufzunehmen.

II1.

Die Personalakten der Bediensteten fithren mit Ausnahme der
abweichenden Regelungen zu Teilakten in Abschnitt C:

1. in der ordentlichen Gerichtsbarkeit

a. die Ministerin beziechungsweise der Minister der Justiz
und fiir Digitalisierung fiir die Présidentin beziehungs-
weise den Prdsidenten des Brandenburgischen Ober-
landesgerichts;

b. die Prisidentin beziehungsweise der Prdsident des
Brandenburgischen Oberlandesgerichts
aa) fiir die Richterinnen und Richter und Beamtinnen

und Beamten des eigenen Gerichts und des Bezirks;
bb) fiir die sonstigen Bediensteten des eigenen Gerichts
sowie des Bezirks ab Entgeltgruppe 9b;

c. die Présidentinnen beziehungsweise Présidenten der
Landgerichte und die Présidentin beziechungsweise der
Prasident des Amtsgerichts flir die Bediensteten des
eigenen Gerichts mit Ausnahme der vorgenannten Be-
diensteten;

d. die Direktorinnen beziehungsweise Direktoren der
Amtsgerichte flir die Bediensteten des eigenen Gerichts
mit Ausnahme der vorgenannten Bediensteten;

2. in der Verwaltungsgerichtsbarkeit
a. die Prasidentin beziehungsweise der Prdsident des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg fiir die
Présidentinnen beziehungsweise Présidenten der Ver-
waltungsgerichte des Landes Brandenburg;
b. die Présidentinnen beziehungsweise Présidenten der
Verwaltungsgerichte des Landes Brandenburg fiir die
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Richterinnen und Richter, Beamtinnen und Beamten
und sonstigen Bediensteten des eigenen Gerichts;

in der Arbeitsgerichtsbarkeit

a.

die Présidentin bezichungsweise der Prasident des Lan-
desarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg fiir die Richte-
rinnen und Richter der Arbeitsgerichte des Landes
Brandenburg;

die Direktorinnen beziehungsweise Direktoren der
Arbeitsgerichte des Landes Brandenburg fiir die Be-
amtinnen und Beamten und sonstigen Bediensteten des
eigenen Gerichts;

in der Sozialgerichtsbarkeit

a.

die Ministerin beziehungsweise der Minister der Justiz

und fiir Digitalisierung fiir die Préasidentin beziehungs-

weise den Prisidenten des Landessozialgerichts Berlin-

Brandenburg;

die Présidentin beziehungsweise der Prasident des

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg

aa) fiir die Priasidentinnen beziehungsweise Prasidenten
der Sozialgerichte des Landes Brandenburg;

bb) fiir die Richterinnen und Richter, Beamtinnen und
Beamten und Beschiftigten des eigenen Gerichts;

die Prisidentinnen beziehungsweise Prdsidenten der

Sozialgerichte des Landes Brandenburg fiir die Rich-

terinnen und Richter, Beamtinnen und Beamten und

sonstigen Bediensteten des eigenen Gerichts;

in der Finanzgerichtsbarkeit

a.

die Ministerin beziehungsweise der Minister der Justiz
und fiir Digitalisierung fiir die Prasidentin beziehungs-
weise den Présidenten des Finanzgerichts Berlin-
Brandenburg;

die Présidentin beziehungsweise der Prisident des
Finanzgerichts Berlin-Brandenburg fiir die Richterinnen
und Richter, Beamtinnen und Beamten und sonstigen
Bediensteten des Gerichts;

in der Staatsanwaltschaft

a.

die Ministerin beziehungsweise der Minister der Justiz

und fiir Digitalisierung fiir die Generalstaatsanwéltin

beziechungsweise den Generalstaatsanwalt;

die Generalstaatsanwiltin beziehungsweise der Gene-

ralstaatsanwalt

aa) fiir die Staatsanwiltinnen und Staatsanwilte und
Beamtinnen und Beamten der eigenen Behorde und
des Bezirks;

bb) fiir die sonstigen Bediensteten der eigenen Behorde
sowie des Bezirks ab Entgeltgruppe 9b;

die Leitende Oberstaatsanwiltin beziehungsweise der

Leitende Oberstaatsanwalt fiir die Bediensteten der

eigenen Behdrde mit Ausnahme der vorgenannten Be-

diensteten;

im Bereich des Justizvollzugs

a.

die Ministerin beziehungsweise der Minister der
Justiz und fiir Digitalisierung fiir die Leiterinnen be-
ziehungsweise Leiter der Justizvollzugsanstalten, ihre
beziehungsweise seine Stellvertreterinnen beziehungs-
weise ihr beziehungsweise sein Stellvertreter, die
Leiterin beziehungsweise der Leiter der Sicherungsver-
wahrungsvollzugseinrichtung, ihre beziehungsweise
seine Stellvertreterin beziehungsweise ihr beziehungs-

weise sein Stellvertreter, die Vollzugsleiterinnen be-
zichungsweise Vollzugsleiter und die sonstigen Be-
amtinnen und Beamten und Bediensteten des hoheren
Vollzugs- und Verwaltungsdienstes;

b. die Leiterinnen beziehungsweise Leiter der Justiz-
vollzugsanstalten fiir die sonstigen Beamtinnen und
Beamten und Bediensteten der Behorde einschlielich
der Aul3enstellen;

8. im Bereich der Aus- und Fortbildungseinrichtungen

a. die Ministerin beziehungsweise der Minister der Justiz
und fiir Digitalisierung fiir die Behdrdenleiterinnen
beziechungsweise Behordenleiter der Fortbildungsein-
richtungen;

b. die Direktorin bezichungsweise der Direktor der
Deutschen Richterakademie — Tagungsstéitte Wustrau —
fir die Beamtinnen und Beamten und sonstigen Be-
diensteten der Behorde;

c. die Leiterin bezichungsweise der Leiter der Justiz-
akademie des Landes Brandenburg fiir die dort titigen
Beamtinnen und Beamten und sonstigen Bediensteten;

9. im Bereich des Zentralen IT-Dienstleisters der Justiz des
Landes Brandenburg
a. die Ministerin beziechungsweise der Minister der Justiz
und fiir Digitalisierung fiir die Behordenleiterin be-
ziehungsweise den Behordenleiter;
b. die Direktorin beziechungsweise der Direktor fiir die
Beamtinnen und Beamten und sonstigen Bediensteten
der Einrichtung;

10. im Bereich des Brandenburgischen IT-Dienstleisters

Landesbetrieb des Landes Brandenburg

a. die Ministerin beziehungsweise der Minister der Justiz
und fiir Digitalisierung flir die Betriebsleiterin be-
ziechungsweise den Betriebsleiter;

b. die erste Geschéftsfiihrerin beziehungsweise der erste
Geschiéftsfiihrer fiir die Beamtinnen und Beamten und
sonstigen Bediensteten des Betriebes.

IV.

(1) Die Personalakte ist den gesetzlichen Regelungen der §§ 94
bis 101 des Landesbeamtengesetzes und unter Beachtung der
Vorgaben des fiir das Tarifrecht zustindigen Mitglieds der
Landesregierung zur Fithrung der Personalakten fiir Tarif-
beschiftigte entsprechend zu fithren. In die Grundakte gehdren
insbesondere Vorgénge, die die Rechtsstellung und die dienst-
liche Verwendung der Bediensteten zum Gegenstand haben
oder in sonstiger Weise ihre Rechte und Pflichten betreffen,
wie zum Beispiel ein vollstdndiges Verzeichnis aller Teil- und
Nebenakten, der Personalbogen als fortzuschreibende formular-
méfige Zusammenfassung der wichtigsten Daten, Personal-
fragebogen, Bewerbungsschreiben, Lebenslauf, Personen-
standsurkunden, Staatsangehdorigkeitsnachweis, Unterlagen zu
den Beschiftigungszeiten, Eingruppierung, Stufenzuordnung,
Probezeit, Nachweise liber die Vor- und Ausbildung, Priifungs-
zeugnisse und sonstige Befdhigungsnachweise. Von schwer-
behinderten und diesen gleichgestellten Bediensteten ist, so-
weit sie ihren Status offenlegen und daraus Rechte abgeleitet
werden sollen, ein Nachweis iliber die Anerkennung der
Schwerbehinderteneigenschaft oder der Gleichstellung zur
Personalakte zu nehmen. Dies gilt auch bei spiter eintretenden
Verdnderungen. Die Schwerbehinderteneigenschaft ist ab



Justizministerialblatt fiir das Land Brandenburg — Nr. 1 vom 15. Januar 2026 4

einem Grad von 50 auf dem Aktendeckel mit einem Aufkleber
zu vermerken.

(2) Soweit die personalaktenfiihrende Stelle nicht zugleich Be-
schiftigungsbehdrde ist oder neben ihr weitere personalver-
waltende Behorden fiir die Bediensteten zusténdig sind und es
zur Aufgabenerfiillung erforderlich ist, diirfen Nebenakten ge-
fiihrt werden. Nebenakten sind Teil der Personalakte; ihre An-
legung ist in einem entsprechenden Verzeichnis in der Grund-
akte zu vermerken. In das Verzeichnis sind die Bezeichnung
der Nebenakte und die Angabe der aktenfithrenden Stelle auf-
zunehmen. Nebenakten diirfen nur gefithrt werden, wenn dies
zur Aufgabenerledigung der betreffenden Stelle erforderlich ist.
Sie sind unverziiglich aufzuldsen und zu vernichten, wenn die
Notwendigkeit fiir ihre Fithrung nicht mehr besteht.

(3) Die Fiihrung geheimer Personalakten und von Teilakten
mit Personalaktenausziigen ist untersagt. Personalakten diirfen
nicht mit geheimen Kennzeichen versehen werden.

(4) Werden Unterlagen zur Personalakte genommen, die auch
andere Bedienstete betreffen, sind deren personenbezogene
Daten unkenntlich zu machen, soweit dadurch der mafigebliche
Zusammenhang nicht verloren geht.

V.

(1) Aus den Priifungsakten sind eine beglaubigte Kopie des
Priifungszeugnisses und auszugsweise eine beglaubigte Kopie
des Priifungsprotokolls fiir die Personalakte zu fertigen.

(2) Bei Vorlage von Originalen (Personenstandsurkunden,
Zeugnissen und sonstigen Nachweisen und insbesondere ein-
gruppierungsrelevanten Dokumenten) hat die personalakten-
filhrende Stelle eine beglaubigte Kopie (mit Vermerk der
Ubereinstimmung von Kopie und Original, Unterschrift und
Datum) zu erstellen und zur Akte zu nehmen. Die Originale
werden an die Bediensteten zuriickgegeben.

(3) Bei Vorlage von Kopien, insbesondere bei Personen-
standsurkunden, Zeugnissen, sonstigen Nachweisen und
eingruppierungsrelevanten Dokumenten, hat die personal-
aktenfiihrende Stelle eine beglaubigte Kopie (Vermerk der
Ubereinstimmung von Kopie und Original einer &ffentlichen
Stelle mit Unterschrift und Datum) von der beziehungsweise
dem Bediensteten anzufordern und erst nach Bestétigung der
Ubereinstimmung zur Akte zu nehmen.

(4) Besonders sensible Daten, zu denen insbesondere Aus-
kiinfte aus dem Bundeszentralregister und Fithrungszeugnisse,
Dokumente zum Geschlechtseintrag und gegebenenfalls zur
Vornamensénderung, Mitteilungen an die Geheimschutzbeauf-
tragte beziehungsweise den Geheimschutzbeauftragten oder
Mitteilungen der beziehungsweise des Geheimschutzbeauf-
tragten {iber den Abschluss einer Sicherheitsiiberpriifung zéh-
len, die zur Personalakte genommen werden, sind in einem
verschlossenen Umschlag in der Personalakte zu verwahren.
Auf dem Umschlag ist ein Hinweis auf den Inhalt anzubringen.
Die Einsichtnahme ist auf dem Umschlag durch Benennung
des Grundes, des Namens der beziehungsweise des Ein-
sichtnehmenden einschlielich ihrer bezichungsweise seiner
Unterschrift beziehungsweise Paraphe sowie des Datums zu
vermerken. Die Vorschriften des Brandenburgischen Sicher-
heitsiiberpriifungsgesetzes zur Sicherheitsakte und Sicher-

heitstiberpriifungsakte bleiben unbertihrt. Fiir das Ersuchen um
Auskuntt iiber Personen beim Bundesarchiv als Archiv fiir die
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik und die StUG-Auskunft gelten
die hierzu erlassenen Regelungen. Dies gilt auch fiir das Ver-
fahren zur Priifung der Verfassungstreue von Beamtinnen und
Beamten.

VL

(1) Die Einordnung der Vorgénge erfolgt in der Reihenfolge
ihres Eingangs. Jedes Blatt der Personalakte ist durch eine fort-
laufende Zahl zu kennzeichnen. Die Paginierung ist mit einem
dokumentenechten Schreibgerit vorzunehmen.

(2) Fiir entnommene Blétter aus der paginierten Personalakte
ist an dieser Stelle ein Fehlblatt (mit Angaben, wann, fiir wen
und fiir welchen Zweck die Blatter entnommen wurden) ein-
zulegen.

VIIL

(1) Die Bediensteten haben ein uneingeschrianktes Recht auf
Einsicht in ihre vollstdndigen Personalakten; es bedarf dazu
nicht der Darlegung eines berechtigten beziehungsweise
schutzwiirdigen Interesses.

(2) Die Personalakte kann nur bei der personalaktenfithrenden
oder einer von ihr bestimmten Stelle in Gegenwart einer be-
ziehungsweise eines mit Personalangelegenheiten betrauten
Bediensteten eingesehen werden. Der Zeitpunkt der Einsicht-
nahme ist einvernehmlich festzulegen.

(3) Einer bezichungsweise einem schriftlich Bevollméachtigten
der beziehungsweise des Bediensteten ist nach Maf3gabe der
Vollmacht Einsicht zu gewihren. Dies gilt auch fiir Hinter-
bliebene sowie deren Bevollmichtigte, wenn ein berechtigtes
Interesse glaubhaft gemacht wird. Die Vollmacht ist zu der
Personalakte zu nehmen.

(4) Im Ubrigen richtet sich die Einsichtnahme in die Personal-
akten fiir Beamtenverhéltnisse nach dem Landesbeamtengesetz
und fiir Tarifbeschiftigte nach den Regelungen des fiir sie gel-
tenden Tarifvertrags. Sofern fiir Bedienstete keine Regelung
besteht, werden im Ubrigen die beamtenrechtlichen Regelun-
gen entsprechend angewendet.

VIIL

Die Bediensteten sind liber Beschwerden, Behauptungen und
Bewertungen, die fiir sie ungiinstig sind oder ihnen nachteilig
werden konnen, vor Aufnahme in die Personalakten in Text-
form zu unterrichten. Gleichzeitig sind sie liber das Recht, eine
miindliche oder schriftliche Stellungnahme abzugeben, zu in-
formieren.

IX.

Die jeweilige Beschéftigungsstelle hat im Falle der Fertigung
von schriftlichen Aufzeichnungen/Vermerken iiber von Dienst-
oder Fachvorgesetzten gegeniiber der beziehungsweise dem
Bediensteten miindlich erteilte Ermahnungen, Riigen, Ab-
mahnungen oder Belehrungen die Unterlagen unverziiglich
der fiir die Fihrung der Personalakten zustindigen Stelle zu
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iibermitteln. Der Beschiftigungsstelle ist untersagt, jedwede
Unterlage beziehungsweise Kopien oder Doppel weiter zu ver-
wahren, es sei denn, sie ist zur Fiihrung einer entsprechenden
Nebenakte zur Personalakte berechtigt. Die fiir die Fithrung der
Personalakten zustdndige Stelle priift, ob die Voraussetzungen
fiir die Aufnahme des Vorganges zur Personalakte erfiillt sind,
insbesondere ob die beziechungsweise der Bedienstete hierzu
angehort worden ist.

X.

(1) Unterlagen, aus denen die Art einer Erkrankung ersichtlich
ist, sind den Bediensteten sofort zuriickzugeben, wenn sie fiir
den Zweck, zu dem sie vorgelegt worden sind, nicht mehr be-
ndtigt werden. Lediglich Ergebnisse von drztlichen und psycho-
logischen Untersuchungen, Behandlungen und Tests kdnnen
zur Personalakte genommen werden. Diese sind nur solange
vorzuhalten, wie sie fiir das Beamten- und Beschéftigungsver-
héltnis notwendig sind.

(2) Soweit Gesundheitszeugnisse oder Untersuchungsergeb-
nisse zur Personalakte zu nehmen sind, ist entsprechend Ab-
schnitt V Absatz 4 zu verfahren.

B. Personalbogen
L.

Der Grundakte und gegebenenfalls angelegten Nebenakten ist ein
Personalbogen (siche Anlage) mit Passbild (Lichtbild oder aus-
gedrucktes Digitalbild) vorzuheften. Eine Kopie des Personal-
bogens ist dem zustéindigen Personalreferat des Ministeriums
der Justiz und fiir Digitalisierung zu {ibermitteln, soweit es sich
um Richterinnen und Richter, Beamtinnen und Beamte des ho-
heren Dienstes, dem hoheren Dienst entsprechende Bedienstete
oder um den in Abschnitt A IIl Nummer 7 Buchstabe a genannten
Personenkreis handelt, sowie der Prisidentin bezichungsweise
dem Prisidenten des Brandenburgischen Oberlandesgerichts, so-
weit dort Teilakten gefiihrt werden.

1L

Richterinnen und Richter, Beamtinnen und Beamte und sons-
tige Bedienstete haben Verdnderungen in ihren personlichen
Verhiltnissen, soweit sie im Personalbogen vermerkt werden,
alsbald ihrer personalaktenfiihrenden Stelle auf dem Dienstweg
anzuzeigen und, soweit erforderlich, durch Vorlage von Ur-
kunden nachzuweisen. Anzuzeigen sind insbesondere

Anderungen des Vor- und Zunamens,
Erwerb eines akademischen Grades,
Wohnungsanderungen,

Anderungen des Familienstandes,
Geburts- und Todesfille von Kindern.

e

Alle derartigen Verdnderungen sind unverziiglich in den
Personalbogen einzutragen.

II.

Bei Eintragungen im Personalbogen ist auf die entsprechende
Stelle in der Personalakte — gegebenenfalls der Beihefte — durch
Angabe der Blattzahl zu verweisen.

IV.

Jede Eintragung im Personalbogen ist auf dem Dienstweg an
die personalaktenfiihrende Stelle sowie an die Présidentin be-
ziehungsweise den Présidenten des Brandenburgischen Ober-
landesgerichts, soweit dort Teilakten gefiihrt werden, zwecks
Berichtigung oder Ergénzung des dort gefiihrten Personal-
bogens — gegebenenfalls unter Beifiigung von beglaubigten
Kopien der Unterlagen — mitzuteilen, wenn nicht iiber den der
Eintragung zugrundeliegenden Anlass formlich berichtet wird.

V.

Dem zustidndigen Personalreferat des Ministeriums der Justiz
und fiir Digitalisierung ist durch die personalaktenfiihrende
Stelle jede Eintragung zum Personalbogen mit Ausnahme der
Eintragungen zu ,,Nebendmtern und Nebenbeschiftigungen®/
,»Nebentdtigkeiten, ,,Besondere Bemerkungen“ und ,Be-
urlaubungen beziehungsweise ErméiBigung der Arbeitszeit”
anzuzeigen, soweit es sich um Richterinnen und Richter, Be-
amtinnen und Beamte des hoheren Dienstes sowie um dem
hoheren Dienst entsprechende Bedienstete handelt. Dies gilt
nicht fiir Beamtinnen und Beamte und sonstige Bedienstete des
Justizvollzugsdienstes.

C. Teilakten

Fiir wiederkehrende Vorgénge gleicher Art kdnnen aus orga-
nisatorischen Griinden Teilakten gebildet werden. Sie sind
Teil der Personalakte. Die personalaktenfithrende Stelle kann
die Fiihrung der Teilakten nachgeordneten Dienststellen liber-
tragen, sofern im Folgenden nichts Abweichendes geregelt ist.
Die Anlegung der Teilakten ist in einem entsprechenden Ver-
zeichnis in der Grundakte zu vermerken. In das Verzeichnis
sind die Bezeichnung der Teilakte und die Angabe der akten-
fiihrenden Stelle aufzunehmen, wenn sie von der Stelle, die die
Grundakte fiihrt, abweicht. Nach der Tilgung eines Vorgangs
ist der Grundakte ein neuer Personalbogen vorzuheften. Fiir
die bei der Zentralen Beziigestelle des Landes Brandenburg
geflihrten Teilakten geniigt der Eintrag der dort vergebenen
Personalnummer.

1L

Beihilfeakten werden als Teilakten bei der zustdndigen Behorde
(Zentrale Beziigestelle des Landes Brandenburg) gefiihrt.

III.
(1) Besoldungshefte als Teilakten werden angelegt fiir:

1. die Festsetzung des Beginns des Aufsteigens in den Er-
fahrungsstufen,

2. die Feststellung der vergiitungsfdhigen Stunden und des
Stundensatzes fiir die Mehrarbeitsvergiitung,

3. die Festsetzung von Uberleitungszulagen und Ausgleichs-
zulagen sowie die Feststellung fiir die Gewéhrung eines
Sonderzuschlages nach § 48 des Brandenburgischen
Besoldungsgesetzes, soweit die Anspruchsvoraussetzungen
auf Merkmalen beruhen, die nur der personalakten-
fiihrenden Stelle bekannt sind,
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4. die Feststellung der auf Anwiérterbeziige anzurechnenden
anderen Einkiinfte,

5. die Entscheidung iiber die Anrechnung anderer Einkiinfte
gemdl § 10 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes.

(2) Diese Teilakten fiihrt die Présidentin beziehungsweise der
Président des Brandenburgischen Oberlandesgerichts fiir die
Richterinnen und Richter und Beamtinnen und Beamten der
Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der Staatsanwalt-
schaften, der Verwaltungsgerichte des Landes Brandenburg,
des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg, der Justizakademie
des Landes Brandenburg, der Tagungsstitte Wustrau der Deut-
schen Richterakademie und des Zentralen IT-Dienstleisters
der Justiz des Landes Brandenburg. Vorstehende Regelungen
gelten fiir die Justizvollzugsanstalten mit Ausnahme der Fest-
stellung der Anspruchsvoraussetzungen und der Merkmale
fiir die Gewdhrung von funktionsgebundenen Stellenzulagen,
Erschwerniszulagen, sonstigen Zulagen und sonstigen Ver-
glitungen. Insoweit ist die Présidentin beziechungsweise der
Préasident des Brandenburgischen Oberlandesgerichts personal-
aktenfiihrende Stelle im Sinne des § 2 der Verordnung zur
Bestimmung von Zusténdigkeiten fiir die Festsetzung der Be-
soldung der Beamtinnen und Beamten sowie der Richterinnen
und Richter des Landes Brandenburg (Brandenburgische Be-
soldungszustindigkeitsverordnung - BbgBesZV).

IV.

Dariiber hinaus konnen, wenn hierfiir ein Bediirfnis besteht,
weitere Teilakten gebildet werden. Beihefte als Teilakten sind
insbesondere anzulegen tiiber:

1. dienstliche Beurteilungen sowie etwaige Gegenduflerungen
zu dienstlichen Beurteilungen, Antrige auf Anderung
dienstlicher Beurteilungen, Bescheide und Widerspruchs-
bescheide in Bezug auf Beurteilungen, verwaltungsgericht-
liche Entscheidungen zu Beurteilungen (Zeugnisheft);

2. Vorginge tiber Disziplinarmafinahmen (Disziplinarheft);
Vorginge iiber gerichtliche Verfahren aus dem Beamten-
und Beschéftigungsverhiltnis (Prozessheft);

Fortbildung;

Urlaub;

Erkrankungen;

Dienstunfille;

Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM);
Nebentitigkeiten;

. Abtretungen, Pfandungen, Regresse;

. Personalakten aus fritheren Beschiftigungsverhiltnissen
im 6ffentlichen Dienst;

. Trennungsgeld-, Reisekosten- und Umzugsangelegen-
heiten;

. Beziigehefte.

—_ — = 0 00 3 3 L A

—_
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V.
Die Teilakten sind lose in der Grundakte aufzubewahren.
VI.

Dem zustindigen Personalreferat des Ministeriums der Justiz
und fiir Digitalisierung sind von der personalaktenfiihrenden
Stelle Kopien der zum Zeugnisheft genommenen Beurteilungen,
Bescheide und verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen zu
tibermitteln, soweit es sich um Richterinnen und Richter und

Beamtinnen und Beamte des hoheren Dienstes sowie sonstige
dem hoheren Dienst entsprechende Bedienstete handelt. Dies
gilt nicht fiir Beamtinnen und Beamte und sonstige Bedienstete
des Justizvollzugsdienstes.

VIL

Die wihrend des Vorbereitungsdienstes erteilten Zeugnisse
sind in einem besonderen Beiheft als Teilakte zu fiihren.

VIIL

Soweit sich aufgrund eines Gesetzes oder einer Rechtsver-
ordnung die Zustindigkeit einer anderen als der personal-
aktenfiihrenden Stelle fiir eine Angelegenheit der Personalver-
waltung ergibt, sind bei dieser Stelle Teilakten zu fiihren.

D. Schlussbestimmungen
L

Die Dauer der Aufbewahrung weggelegter Personalakten, ihre
Aussonderung und Vernichtung oder Ablieferung an andere
Stellen richtet sich nach den hierzu erlassenen besonderen Vor-
schriften. Auf die auf Grund des § 2 Absatz 1 des Branden-
burgischen Justiz-Schriftgutaufbewahrungsgesetzes erlassenen
Verordnungen wird hingewiesen. Fiir die Autbewahrung der
Personalakten gelten im Ministerium der Justiz und fiir Digi-
talisierung, der Justizakademie des Landes Brandenburg sowie
der Deutschen Richterakademie Tagungsstétte Wustrau die vor-
genannten Bestimmungen iiber die Aufbewahrung von Schrift-
gut entsprechend.

1L

Die Tilgung von Eintragungen in der Personalakte obliegt der
personalaktenfiihrenden Stelle. Bei der Tilgung ist zu beachten,
dass sich kein Hinweis auf diese Vorgénge in anderen Teilen
der Personalakten befindet. Vorgénge, die elektronisch erfasst
wurden, sind bei Tilgungsreife zu 16schen.

III.

Diese Allgemeine Verfligung tritt am Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Justizministerialblatt fiir das Land Brandenburg in
Kraft.

V.

Mit Inkrafttreten dieser Verwaltungsvorschrift tritt die All-
gemeine Verfliigung vom 20. Juni 2008 (JMBI. S. 75), die zu-

letzt durch die Allgemeine Verfiigung vom 14. Februar 2020
(JMBL. S. 18) gedndert worden ist, auller Kraft.

Potsdam, den 5. Dezember 2025

Der Minister der Justiz und flir Digitalisierung

Dr. Benjamin Grimm
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Aktenzeichen : Anlage

ZBB - Personalnummer:

Blatt

1 Familienname (ggf. auch Geburtsname)

Vornamen (Rufnamen unterstreichen)

Lichtbild

Akademischer Grad
2 | Geburtstag und -ort
3 | Wohnung (Postleitzahl, Ort, Strake, Hausnummer, Telefon) Blatt
4 | Familienstand: ledig - verheiratet - verwitwet - geschieden

- r M
a) Tag der Eheschlieung b) Vor- und Zuname des Ehegatten
c) Kinder *)
Vorname Geburtstag Blatt Vorname Geburtstag

1) 4)

2) 5)

3) 6)
5 Schulausbildung (Schulart, Ort, Zeit, erreichte Ziele, Ergebnis der Abschlusspriifung)
6 | Berufliche Tatigkeit auRerhalb des Justizdienstes (mit zeitangabe)

* Todesfalle sind durch t zu kennzeichnen

Personalbogen fiir die Akten Uber einen Richter oder Beamten
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7 | a) Erste Vereidigung im Staatsdienst b) Vereidigung nach § 2 BbgRiG c) Vereidigung nach § 22 LBG Blatt
BI. BI. BI.

8 Bestandene Priifungen (Ergebnis, Tag
und Ort)

a) Prifung fiir den Kanzleidienst/
Justizfachangestelltenpriifung

am in
b) Priifung fir den mittleren Dienst

am in
c) Prufung fiir den

Gerichtsvollzieherdienst

am in
d) Priifung fir den gehobenen Dienst

am in
e) Prifung fur den

Amtsanwaltsdienst

am in
f) Erste juristische Staatspriifung

am in
g) Zweite juristische Staatspriifung

am in
h) Sonstige Priifungen

am in

am in
i) Promotionen

am in

am in

9 Dienstlaufbahn (Ernennungen, Beférderungen, Versetzungen, bei Richtern auf Probe und Richtern kraft Auftrags

Art der Verwendung - richterlicher oder staatsanwaltschaftlicher Dienst - )

Personalbogen fiir die Akten Uber einen Richter oder Beamten
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10 Dienstleistungsauftrdge und Abordnungen (ohne Fortbildungsabordnungen) Blatt
11 a) Besoldungsdienstalter i.d. Besoldungsgruppe | Blatt b) Allgemeines Dienstalter als
vom vom
vom vom
vom vom
vom vom
12 Ehrungen fir d) Sonstige Ehrungen
a) 25-jahrige Dienstzeit am
b) 40-jahrige Dienstzeit am
c) 50-jahrige Dienstzeit am
13 a) Wehrdienst- und Zivildienstzeiten b) letzter Dienstgrad
14 Schwerbehinderung (unter Angabe des Grades)
15 Nebenamter und Nebenbeschaftigungen

Personalbogen fiir die Akten Uber einen Richter oder Beamten
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16 Besondere Bemerkungen Blatt
(Dienstausweis, Verleihung des Zeichnungsrechts, erhebliche Kenntnisse in lebenden Fremdsprachen, Freistellungen nach PersVG usw.)
17 Beurlaubungen bzw. ErmafRigung der Arbeitszeit

Sanatoriumsbehandlung

auBer  Erholungsurlaub und Beurlaubung wegen Krankheit oder zur Durchfiihrung einer Kur bzw.

Schutzfristen bzw. Zeiten der Nichtbeschaftigung nach den Mutterschutzbestimmungen

Dauer

Griinde

Personalbogen fiir die Akten Uber einen Richter oder Beamten

10
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18

Verzeichnis der Teil- und Nebenakten

Bezeichnung

aktenfiihrende Stelle

Personalbogen fir die Akten Uber einen Richter oder Beamten

11
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Aktenzeichen :

ZBB - Personalnummer:
Sozialversicherungsnummer:

Zusatzversicherungsnummer:

12

Blatt

1 | Familienname (ggf. auch Geburtsname)

Vornamen (Rufnamen unterstreichen)

Lichtbild

Akademischer Grad
2 | Geburtstag und -ort
3 [ Wohnung (Postleitzahl, Ort, StraRe, Hausnummer, Telefon) Blatt
4 | Familienstand: ledig - verheiratet - verwitwet — geschieden

a) Tag der EheschlieBung  b) Vor- und Zuname des Ehegatten

c) Kinder *)

Vorname Geburtstag Blatt Vorname Geburtstag

1) 4)

2) 5)

3) 6)
5 | Schulausbildung (Schulart, Ort, Zeit, erreichte Ziele, Ergebnis der Abschlusspriifung)

* Todesfalle sind durch t zu kennzeichnen

Personalbogen fiir die Akten Uber einen Beschaftigten
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Bestandene Priifungen

Art der Prifung

a) Priifung fiir den Kanzleidienst/
Justizfachangestelltenpriifung

b) Erste juristische Staatspriifung

c) Zweite juristische Staatspriifung

d) Sonstige Priifungen

am

Ergebnis

Blatt

Ubertragung

1.
2.

der Unterschriftsbefugnis

von Aufgaben des Urkundsbeamten

der Geschéftsstelle

von Aufgaben des Kostenbeamten

BI.
BI.

BI.

Berufliche Tétigkeit vor Eintritt in den Justizdienst

vom

bis

bei

a) Berechnung der

1.

2
3.
4

Beschaftigungszeit BI.
Dienstzeit BI.
Bewahrungszeit  Bl.

Bewahrungszulage BI.

b) Zulagen

Gewahrung

BI.
BI.
BI.
BI.

Widerruf
BI.
BI.
BI.
BI.

10

a) Berufsausbildungsvertrag vom

BI.

b) Arbeitsvertrag vom

BI.

11

Krankenkasse (volle Anschrift )

Personalbogen flr die Akten iber einen Beschaftigten

13
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12 Im Justizdienst (Zeitraum und Beschaftigungsbehdrde, einschliellich Abordnungen ) Blatt
vom bis bei
13 Vergutungs-, Lohn-/ Entgelt-Gruppe Blatt
seit seit
seit seit
seit seit
seit seit
14 Ehrungen fur d) Sonstige Ehrungen
a) 25jahrige Beschaftigungszeit am
b) 40 jahrige Beschaftigungszeit am
c) 50jahrige Beschaftigungszeit am
15 a) Arbeits- und Wehrdienstzeiten und Zivildienstzeiten b) letzter Dienstgrad
16 Schwerbehinderung (unter Angabe des Grades)
17 Nebentatigkeiten

Personalbogen fur die Akten Uber einen Beschaftigten

14
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18 Besondere Bemerkungen Blatt
(Dienstausweis, Verleihung des Zeichnungsrechts, erhebliche Kenntnisse in lebenden Fremdsprachen, Freistellungen nach PersVG usw.)
19 Beurlaubungen bzw. ErmaRigung der Arbeitszeit

auBer  Erholungsurlaub und Beurlaubung wegen Krankheit oder
zur Durchfiihrung einer Kur bzw. Sanatoriumsbehandlung
Schutzfristen bzw. Zeiten der Nichtbeschéftigung nach den Mutterschutzbestimmungen

Dauer

Griinde

Personalbogen fiir die Akten Uber einen Beschéftigten

15
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20

Verzeichnis der Teil- und Nebenakten

Bezeichnung

aktenfiihrende Stelle

Personalbogen fiir die Akten (iber einen Beschéftigten

16
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Verwaltungsvorschrift iiber die Festsetzung der
aus der Staatskasse zu gewihrenden Vergiitung

Allgemeine Verfiigung des Ministers der Justiz
und fiir Digitalisierung zur Anderung
der Allgemeinen Verfiigung vom 1. August 2005

Vom 15. Dezember 2025
(04-2.3-5651/2025-001/001)

Abschnitt 1 der Allgemeinen Verfiigung der Ministerin der
Justiz vom 1. August 2005 (JMBI. S. 103), die zuletzt durch
die Allgemeine Verfiigung vom 13. November 2023 (JMBI.
S. 200) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

Im Eingangssatz werden nach dem Wort ,,Justiz* die Wor-
ter ,,und fiir Verbraucherschutz* eingefiigt.

Unterabschnitt A wird wie folgt gedndert:

a) InNummer 1.2.1 Satz 2 werden nach dem Wort ,,Justiz*
die Worter ,,und fiir Verbraucherschutz* eingefiigt.

b) Nummer 1.2.2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,»Sieht diese von der Erhebung der Verjahrungseinrede
ab, so hat der UdG dies auf der zahlungsbegriindenden
Unterlage in geeigneter Art und Weise zu vermerken.

¢) In Nummer 1.2.4 Satz 2 werden die Worter ,,ihr Inhalt
dem Rechtsanwalt schriftlich mitzuteilen* durch die
Worter ,,dem Rechtsanwalt der Beschluss bekannt zu
machen® ersetzt.

d) Nummer 1.2.5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»~Auf dem Beiordnungsbeschluss ist neben dem Namen
des beigeordneten Rechtsanwalts das Datum der Ver-
glitungsfestsetzung in geeigneter und auffilliger Art
und Weise zu vermerken.*

e) In Nummer 1.3.1 Satz 2 wird das Wort ,,iibersenden*
durch das Wort ,,iibermitteln* ersetzt.

f) In Nummer 1.3.2 werden nach dem Wort ,,nehmen* die
Worter ,,oder wird in geeigneter Art und Weise in den
Sachakten dokumentiert™ eingefiigt.

g) In Nummer 1.3.3 Satz 1 werden nach dem Wort
»~hehmen* die Worter ,,oder werden in geeigneter Art
und Weise in den Sachakten dokumentiert™ eingefiigt.

h) In Nummer 2.2.2 Satz 1 wird das Wort ,,Versendung*
durch das Wort ,,Ubermittlung® ersetzt.

i) InNummer 2.3.1 Satz 4 werden nach dem Wort ,,er* die
Worter ,,in geeigneter Art und Weise* eingefiigt.

j) In Nummer 2.3.1 Satz 6 werden nach dem Wort
»~Rechtspfleger die Worter ,,in geeigneter Art und
Weise* eingefligt.

k) In Nummer 2.3.2 Satz 2 werden nach dem Wort
»Kostenfestsetzungsbeschlusses” die Worter ,,in ge-
eigneter Art und Weise™ eingefiigt.

1) InNummer 2.3.2 Satz 3 werden nach dem Wort ,,er die
Worter ,,in geeigneter Art und Weise* eingefiigt.

m) In Nummer 2.4.4 werden nach dem Wort ,,Vergiitung*
die Worter ,,in geeigneter Art und Weise* eingefiigt.

n) In Nummer 2.5.1.5 wird vor der Angabe ,,50° die An-
gabe ,,§ eingefligt.

0) In Nummer 2.5.1.7 werden nach dem Wort ,,haben* die
Worter ,,, und bei Zahlungen auf eine anzurechnende
Gebiihr neben der Hohe dieser Zahlungen auch der Satz
oder der Betrag der Gebiihr und bei Wertgebiihren auch
der zugrunde gelegte Wert angegeben ist™ eingefiigt.

Unterabschnitt B Nummer 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 3 werden die Worter ,,und fiir den Festsetzungs-
antrag® gestrichen.

b) Satz 4 wird gestrichen.

II.

Diese Allgemeine Verfligung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.

Potsdam, den 15. Dezember 2025

Der Minister der Justiz und fiir Digitalisierung

Dr. Benjamin Grimm

Aktenordnung fiir Justizverwaltungsangelegenheiten

(Justizverwaltungsaktenordnung — AktO-JV)

Allgemeine Verfiigung des Ministers der Justiz
und fiir Digitalisierung
Vom 19. Dezember 2025
(04-1.3-1454/2025-007/001)

Der Ausschuss fiir Aktenordnung der Landesjustiz-
verwaltungen hat die Neufassung der Anweisung fiir
die Verwaltung des Schriftguts in Justizverwaltungs-
angelegenheiten, kiinftig Aktenordnung fiir Justizver-
waltungsangelegenheiten, beschlossen.

Die Aktenordnung fiir Justizverwaltungsangelegenheiten
ist vorbehaltlich der Sitze 2 und 3 ab dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Allgemeinen Verfiigung anzuwenden.
Werden die Akten in Papier gefiihrt, so konnen diese
weiterhin nach dem Generalaktenplan der Anweisung
fiir die Verwaltung des Schriftguts in Justizverwaltungs-
angelegenheiten (Generalaktenverfiigung) erfasst und unter
dem urspriinglichen Aktenzeichen fortgefiihrt werden. Ab
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dem Zeitpunkt der elektronischen Aktenfiihrung, spétestens
jedoch ab dem 1. Januar 2029, sind die Akten nach dem
Justizverwaltungsaktenplan zu fithren und gegebenenfalls
nach § 6 Absatz 2 Satz 1 und 3 AktO-JV umzutragen.

3. Den Justizbehdrden wird die Aktenordnung in ihrer Neu-
fassung als PDF-Datei zur Verfiigung gestellt. Sie ist auf
die Datenverarbeitungssysteme der Gerichte und Staats-
anwaltschaften zu iibernehmen, sobald die Anwendung
verpflichtend ist.

4. Diese Allgemeine Verfiigung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.
Der mit Allgemeiner Verfligung des Ministers der Justiz vom
16. Mérz 1991 (JMBL. S. 6) in Kraft gesetzte Beschluss der
Justizministerkonferenz vom 4. Dezember 1952 iiber die
Verwaltung des Schriftgutes in Justizverwaltungsangelegen-
heiten (Generalaktenverfiigung) tritt am 31. Dezember 2028
aufler Kraft.

Potsdam, den 19. Dezember 2025

Der Minister der Justiz und fiir Digitalisierung

Dr. Benjamin Grimm

Brandenburgische Aktenordnung (BbgAktO)

Allgemeine Verfiigung des Ministers der Justiz
und fiir Digitalisierung
Vom 22. Dezember 2025
(04-1.3-1454/2025-002/001)

I

Die Aktenordnung fiir die Gerichte der ordentlichen Gerichts-
barkeit und Staatsanwaltschaften des Landes Brandenburg
(Brandenburgische Aktenordnung — BbgAktO) wird nach Ab-
stimmung zwischen den zustindigen Landesjustizverwaltungen
gedndert und mit Stand vom 1. Januar 2026 neu herausgegeben.

Die Aktenordnung wird den Gerichten der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit und den Staatsanwaltschaften als PDF-Datei zur
Verfiigung gestellt, die in die Datenverarbeitungssysteme der
Geschiftsstellen und Serviceeinheiten aufzunehmen ist.

II.

Die Aktenordnung fiir die Gerichte der ordentlichen Gerichts-
barkeit und Staatsanwaltschaften des Landes Brandenburg tritt
in der neuen Fassung am 1. Januar 2026 in Kraft. Gleichzeitig
tritt die mit Allgemeiner Verfligung der Ministerin der Jus-
tiz vom 18. November 2024 (JMBI. S. 198) in Kraft gesetzte
Aktenordnung fiir die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit
und Staatsanwaltschaften des Landes Brandenburg — Branden-
burgische Aktenordnung — (Stand: 1. Januar 2025) auf3er Kraft.

Potsdam, den 22. Dezember 2025

Der Minister der Justiz und fiir Digitalisierung

Dr. Benjamin Grimm

Bekanntmachungen

Zustindigkeit in Wiederaufnahmeverfahren in
Straf- und Bufigeldsachen im Bezirk des Branden-
burgischen Oberlandesgerichts

Auszug aus dem Geschiftsverteilungsplan des
Brandenburgischen Oberlandesgerichts fiir das Jahr 2026
(richterliche Geschiftsverteilung)

VII. Zustindigkeit in Wiederaufnahmeverfahren in Straf-
und Bufigeldsachen im Bezirk des Brandenburgischen
Oberlandesgerichts

In Wiederaufnahmeverfahren in Strafsachen und gegen
gerichtliche Entscheidungen in BuB3igeldverfahren werden
folgende Gerichte geméaB §§ 140a GVG, 85 Abs. 1 OWIG,
367 Abs. 1 StPO fiir 6rtlich zustdndig bestimmt:

1. Landgerichte (auBer Strafkammer geméaB § 74a GVG)

Es entscheidet in Wiederaufnahmeverfahren gegen Ent-
scheidungen

— des Landgerichts Cottbus das Landgericht Neuruppin,

— des Landgerichts Neuruppin das Landgericht Cottbus,

— des Landgerichts Frankfurt (Oder) das Landgericht
Potsdam,

— des Landgerichts Potsdam das Landgericht Frankfurt
(Oder).

2. Straftkammer gemél § 74a GVG

Fiir Wiederaufnahmeverfahren gegen Urteile der gemal3
§ 74 a GVG zustidndigen Kammer bei dem Landgericht
Potsdam ist die 4. Strafkammer des Landgerichts Pots-
dam zusténdig.
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3. Amtsgerichte

Es entscheidet in Wiederaufnahmeverfahren gegen Ent-
scheidungen eines Amtsgerichts

— aus dem Landgerichtsbezirk Cottbus das Amtsgericht
Neuruppin,

— aus dem Landgerichtsbezirk Frankfurt (Oder) das
Amtsgericht Potsdam,

— aus dem Landgerichtsbezirk Neuruppin das Amts-
gericht Cottbus,

— aus dem Landgerichtsbezirk Potsdam das Amts-
gericht Frankfurt (Oder).

Personalnachrichten

Ministerium der Justiz und fiir Digitalisierung

Ernannt:

zum Ministerialrat — B 2 — Ministerialrat — A 16 — Burkhard
Nathe; zur Regierungsdirektorin: Oberregierungsritin Ulrike
Sander; zur Oberregierungsritin: Regierungsritin Helena
Louise Schneider; zur Oberregierungsritin: Regierungsri-
tin Ulrike Ising; zur Amtsritin: Regierungsamtfrau Doreen
Rathsmann

Ordentliche Gerichtsbarkeit

Ernannt:

zur Richterin (kraft Auftrags): Oberregierungsritin Stefanie
Sohr; zum Justizoberamtsrat: Justizamtsrat Glenn Gober in
Neuruppin, Justizamtsrat Daniel Miksch in Brandenburg an der
Havel; zur Justizamtsritin/zum Justizamtsrat: Justizamtfrau
Stefanie Rost in Fiirstenwalde (Spree), Justizamtfrau Annett
Ludtke in Oranienburg, Justizamtfrau Simone Baumgirtel in
Bernau bei Berlin, Justizamtmann Herwig Passehl in Bran-
denburg an der Havel, Justizamtfrau Stefanie Weindorn in
Frankfurt (Oder); zur Justizamtfrau/zum Justizamtmann:
Justizoberinspektor Andreas Erdmann in Fiirstenwalde/Spree,
Justizoberinspektorin Heike Steinberg in Neuruppin, Justiz-
oberinspektorin Odette Gischa-Repolusk in Luckenwalde; zum
Justizoberinspektor: Justizinspektor Enno Rouven Kupke in
Brandenburg an der Havel; zum Sozialoberinspektor: Sozial-
inspektor Robert Hauff in Brandenburg an der Havel; zur
Justizamtsinspektorin — A 9 mit Amtszulage —: Justizamts-
inspektorin Annerose Schmidt in Brandenburg an der Havel,
Justizamtsinspektorin Petra Draheim in Potsdam; zum Justiz-
amtsinspektor: Justizhauptsekretédr Ingo Erdmann in Branden-
burg an der Havel

Ruhestand:

Vorsitzender Richter am Landgericht Heinz-Jérg Tiemann aus
Potsdam; Justizamtsinspektorin Kathrin Sowinski aus Neu-
hausen (Spree); Erster Justizhauptwachtmeister Gerd Fuhlert
aus Potsdam; Justizamtsinspektorin Marina Peisker; Ober-
gerichtsvollzieher Michael Scheidt

Staatsanwaltschaften

Ernannt:

zur Staatsanwiltin/zum Staatsanwalt: Staatsanwiltin (Richte-
rin zur Probe) Silvie Stein und Staatsanwalt (Richter auf Probe)
Anselm Raban Ossenschmidt in Frankfurt (Oder); zur Staats-
anwiltin (Richterin auf Probe)/zum Staatsanwalt (Richter
auf Probe): Assessorin Dorna Beigzadeh-Dargahlo und As-

sessorin Bdheschteh Zarinwall in Cottbus, Assessorin Luise
Haarbeck in Frankfurt (Oder), Assessor Pascal Heidenreich und
Assessorin Lisa Conrad in Neuruppin, Assessorin Katharina
Fritzsche in Potsdam; zur Justizoberamtsritin — A 14 —: Jus-
tizoberamtsratin Elke Scheurell in Potsdam

Verwaltungsgerichtsbarkeit

Ernannt:

zum Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht: Richter
am Verwaltungsgericht Jens Schauer und Richter am Verwal-
tungsgericht Karsten Diesel in Frankfurt (Oder), Richter am
Verwaltungsgericht Dr. Florian Baach in Potsdam; zur Rich-
terin am Verwaltungsgericht: Richterin Bettina Scholze in
Frankfurt (Oder); zur Justizobersekretirin (Beamtin auf
Probe): Verwaltungsgerichtsbeschéftigte Stefanie Wiinsch in
Potsdam

Sozialgerichtsbarkeit

Ernannt:

zur Richterin am Sozialgericht/zum Richter am Sozial-
gericht: Richterin Dr. Sarah Wolff in Cottbus, Richterin
Belinda Estner und Richter Sebastian Lingens in Neuruppin

Ruhestand:
Richterin am Sozialgericht Monika Geithe aus Potsdam

Arbeitsgerichtsbarkeit

Ernannt:

zur Richterin: Assessorin Katharina Saleh; zum Justizinspek-
tor: Lukas Heinz Schréglmann in Neuruppin; zum Justizins-
pektor (Beamter auf Probe): Tim Pascal Kossatz in Cottbus

Finanzgerichtsbarkeit

Ruhestand:
Richter am Finanzgericht Dr. Thomas Beckmann

Notarinnen und Notare

Ernannt:

zum Notariatsverwalter: Notarassessor Dr. Christian Liininghdhner
fiir die ehemalige Amtsstelle des Notars Dr. Stephan Szalai in Neuen-
hagen bei Berlin
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Ausschreibungen

Senatsverwaltung fiir Justiz und
Verbraucherschutz des Landes Berlin und
Ministerium der Justiz und fiir Digitalisierung
des Landes Brandenburg

Es wird Bewerbungen fiir die folgende Stelle entgegengesehen:
— bei dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg

eine Stelle fiir eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter am Oberverwaltungsgericht
(Besoldungsgruppe R 3 BesOBIn).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden
Anforderungen wird auf die ,,Allgemeine Verfligung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV)*,
veroffentlicht im Justizministerialblatt vom 17. Dezember 2007,
S. 180 ff., sowie auf die ,,Gemeinsame Allgemeine Verfiigung
tiber die Anforderungen fiir die Eingangs- und Beforderungs-
amter im richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Dienst (An-
forderungsAV)“ der Senatorin fiir Justiz und der Senatorin fiir
Integration, Arbeit und Soziales vom 5. Dezember 2007, ver-
offentlicht im Amtsblatt fiir Berlin vom 14. Dezember 2007,
S. 3204 ft., Bezug genommen.

Die Ausschreibung richtet sich ausschlielich an Beforderungs-
bewerberinnen und -bewerber.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen aktiv auf die Gleich-
stellung von Frauen und Ménnern und die Inklusion schwer-
behinderter Menschen hinwirken sowie der Diversitit der Be-
schiftigten wertschitzend begegnen.

Eine Teilzeitbeschiftigung ist gemdl §§ 4,5 RiGBIn mdglich.

Da in diesem Bereich Frauen unterreprésentiert sind, sind sie
besonders aufgefordert sich zu bewerben (§ 5 Abs. 5 S. 2 LGG
Berlin).

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen
Gleichgestellte werden bei gleicher Eignung, Befdhigung und
Leistung bevorzugt beriicksichtigt.

Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2026 unter Benennung
einer fiir die Dauer des Auswahlverfahrens aktuellen zustell-
fahigen Anschrift unter Angabe der Kennziffer: ZS A 13 —
2012/12/1(9) auf dem Dienstweg iiber den Présidenten des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg an die Senats-
verwaltung fiir Justiz und Verbraucherschutz, Salzburger Stra-
Be 21-25, 10825 Berlin zu richten. Ansprechperson ist Frau
Tober, Tel.: 030/9013-3231.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die
Erklarung beifiigen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre
Personalakten durch die Mitglieder des Présidialrates und des
Gemeinsamen Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass fiir die Bewerberinnen und
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs — Stasi-Unter-

lagen-Archiv — zur Feststellung einer hauptamtlichen oder
inoffiziellen Tatigkeit fiir den Staatssicherheitsdienst der ehe-
maligen Deutschen Demokratischen Republik eingeholt wird.

Hinweis:
GemadB § 10 Absatz 1 PartMigG Berlin sind Bewerbungen von
Personen mit Migrationsgeschichte ausdriicklich erwiinscht.

Wir fordern aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeitenden
und wertschitzen Vielfalt. Willkommen sind daher alle Be-
werbungen — unabhédngig von Geschlecht, ethnischer und so-
zialer Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinderung, Alter
sowie sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identitit.
Wir streben die Erhohung des Anteils der Beschéftigten mit
Migrationsgeschichte entsprechend ihrem Anteil an der Be-
volkerung an. Personen mit familidrer Migrations- und Flucht-
geschichte werden insoweit ermutigt, sich zu bewerben.

Ministerium der Justiz und fiir Digitalisierung
I

Es wird — vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen
Voraussetzungen — Bewerbungen fiir die folgenden Stellen ent-
gegengesehen:

— bei dem Brandenburgischen Oberlandesgericht

eine Stelle fiir eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter am Oberlandesgericht
(Besoldungsgruppe R 3 BbgBesO)

— bei dem Amtsgericht Nauen

eine Stelle fiir eine Direktorin oder einen Direktor des
Amtsgerichts
(Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage BbgBesO)

— bei dem Amtsgericht Cottbus

eine Stelle fiir eine Richterin oder einen Richter am Amts-
gericht
(Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO)

— bei dem Amtsgericht Frankfurt (Oder)

eine Stelle fiir eine Richterin oder einen Richter am Amts-
gericht
(Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO)

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfiigung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV),
verdftentlicht im JMBI. fiir das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.
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Eine Teilzeitbeschéftigung ist unter den Voraussetzungen der
§§ 4 und 5 BbgRiG mdglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei
gleicher Eignung, Befdhigung und Leistung bevorzugt beriick-
sichtigt.

Da im Bereich der Vorsitzenden Richterinnen und Richter am
Brandenburgischen Oberlandesgericht sowie im Bereich der
Direktorinnen und Direktoren der Amtsgerichte Frauen unter-
repriasentiert sind, sind sie insoweit besonders aufgefordert,
sich zu bewerben (§ 7 Absatz 4 LGG).

Die Ausschreibung der Stellen bei dem Brandenburgischen
Oberlandesgericht und dem Amtsgericht Nauen richtet sich
ausschlielich an Richterinnen und Richter aus der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit des Landes Brandenburg.

Die Ausschreibung der Stellen bei den Amtsgerichten Cottbus
und Frankfurt (Oder) richtet sich ausschlieBlich an Richterin-
nen und Richter auf Probe aus der ordentlichen Gerichtsbarkeit
des Landes Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2026 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz und fiir Digitalisierung des
Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Pots-
dam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die
Erklarung beifiigen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre
Personalakten durch die Mitglieder des Présidialrates und des
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass fiir die Bewerberinnen und
Bewerber bei Stellen ab der Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO,
die bis zum 30. November 1971 geboren sind, eine Mitteilung
des Bundesarchivs — Stasi-Unterlagen-Archiv — zur Fest-
stellung einer hauptamtlichen oder inoffiziellen Tétigkeit fiir
den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik eingeholt wird.

1I.
Es wird Bewerbungen fiir die folgende Stelle entgegengesehen:
— bei der Staatsanwaltschaft Neuruppin

eine Stelle fiir eine Staatsanwiltin oder einen Staatsan-
walt
(Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO)

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfiigung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV),
verdffentlicht im JMBL. fiir das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschiftigung ist nach Maflgabe der beamten-
rechtlichen Regelungen (§§ 78 ff. des Landesbeamtengesetzes)
moglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei
gleicher Eignung, Befdhigung und Leistung bevorzugt bertick-
sichtigt.

Die Ausschreibung der Stelle richtet sich ausschlieflich an
Richterinnen und Richter auf Probe, die bereits im staatsanwalt-
schaftlichen Dienst des Landes Brandenburg beschéftigt sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2026 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz und fiir Digitalisierung des
Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Pots-
dam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die
Erklarung beifiigen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre
Personalakten — auch durch die Mitglieder des Gesamtstaats-
anwaltsrates — einverstanden sind.

1.

Es wird — vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen
Voraussetzungen — Bewerbungen fiir die folgende Stelle ent-
gegengesehen:

— bei dem Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder)

eine Stelle fiir eine Vizeprisidentin oder einen Vizepri-
sidenten des Verwaltungsgerichts
(Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfiigung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV),
verdffentlicht im JMBL. fiir das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschéftigung ist unter den Voraussetzungen der
§§ 4 und 5 BbgRiG mdglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei
gleicher Eignung, Befdhigung und Leistung bevorzugt beriick-
sichtigt.

Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2026 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz und fiir Digitalisierung des
Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Pots-
dam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die
Erkldrung beifiigen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre
Personalakten durch die Mitglieder des Présidialrates und des
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass fiir die Bewerberinnen und
Bewerber, die bis zum 30. November 1971 geboren sind, eine
Mitteilung des Bundesarchivs — Stasi-Unterlagen-Archiv — zur
Feststellung einer hauptamtlichen oder inoffiziellen Tétig-
keit fiir den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik eingeholt wird.

Iv.

Es wird Bewerbungen fiir die folgenden Stellen entgegenge-
sehen:

In den richterlichen Dienst des Landes Brandenburg sollen
mehrere Richterinnen oder Richter auf Probe (Besoldungs-
gruppe R 1 BbgBesO) eingestellt werden. Der Einsatz soll in
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der Verwaltungsgerichtsbarkeit an den Dienstorten Cottbus,
Frankfurt (Oder) und Potsdam erfolgen.

Es wird vorausgesetzt, dass Bewerberinnen und Bewerber
das Zweite Juristische Staatsexamen mit mindestens be-
friedigendem Ergebnis (acht Punkte) abgelegt haben.

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfiigung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV),
verdffentlicht im JMBL. fiir das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Da Frauen in diesem Bereich unterreprasentiert sind, sind sie
besonders aufgefordert, sich zu bewerben.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei
gleicher Eignung, Befdhigung und Leistung bevorzugt beriick-
sichtigt.

Eine Teilzeitbeschéftigung ist unter den Voraussetzungen der
§§ 4 und 5 BbgRiG mdglich.

Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2026 schriftlich oder
per E-Mail (verwaltung@ovg.berlin.de) an den Présidenten des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg, Hardenbergstra-
Be 31, 10623 Berlin, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die
Erkldarung beifligen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre
Personalakten durch die Mitglieder des Présidialrates und des
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass fiir die konkret zur Ein-
stellung ausgewdhlten Bewerberinnen bzw. Bewerber vor der
erstmaligen Berufung in ein Richterverhéltnis auf Probe eine
Regelanfrage bei der Verfassungsschutzbehorde gesetzlich vor-
geschrieben ist (§ 3 Abs. 1 BbgLBG i. V. m. § 10 BbgRiG).
Uber die Zulissigkeit und das Verfahren der Regelanfrage
werden alle Bewerberinnen und Bewerber rechtzeitig und um-
fassend gesondert informiert.

V.

Es wird — vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen
Voraussetzungen — Bewerbungen fiir die folgende Stelle ent-
gegengesehen:

— bei dem Sozialgericht Neuruppin

eine Stelle fiir eine Vizeprisidentin oder einen Vizepri-
sidenten des Sozialgerichts
(Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage)

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfiigung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV),
ver6ftentlicht im JMBI. fiir das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschéftigung ist unter den Voraussetzungen der
§§ 4 und 5 BbgRiG mdglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei
gleicher Eignung, Befdhigung und Leistung bevorzugt beriick-
sichtigt.

Da im Bereich der Vizeprisidentinnen und Vizeprésidenten der
Sozialgerichte Frauen unterreprésentiert sind, sind sie insoweit
besonders aufgefordert, sich zu bewerben (§ 7 Absatz 4 LGG).

Die Ausschreibung der Stelle richtet sich ausschlie3lich an Be-
forderungsbewerberinnen und Beforderungsbewerber aus der
Sozialgerichtsbarkeit des Landes Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2026 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz und fiir Digitalisierung des
Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Pots-
dam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die
Erkliarung beifligen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre
Personalakten durch die Mitglieder des Présidialrates und des
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass fiir die Bewerberinnen und
Bewerber bei Stellen ab der Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO
eine Mitteilung des Bundesarchivs — Stasi-Unterlagen-Archiv —
zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inoffiziellen Tétig-
keit fiir den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik eingeholt wird.

VI
Es wird Bewerbungen entgegengesehen

fiir die Neubesetzung
einer Notarstelle in Neuenhagen bei Berlin
zum nichstmoglichen Zeitpunkt.

Die Bewerberinnen/Bewerber miissen

— die Befdhigung zum Richteramt nach dem Deutschen
Richtergesetz erlangt haben

oder

— ein rechtswissenschaftliches Studium an einer Universitit
oder Hochschule der ehemaligen DDR mit dem Staats-
examen abgeschlossen und einen zweijdhrigen Vorberei-
tungsdienst mit einer Staatspriifung absolviert haben. Auf
den Vorbereitungsdienst mit der Staatspriifung wird ver-
zichtet, wenn die Bewerberin/der Bewerber als Notarin/
Notar in einem Staatlichen Notariat titig war oder zehn Jahre
als Juristin/Jurist gearbeitet hat und notarspezifische Kennt-
nisse nachweist.

Nach § Sa Satz 1 der Bundesnotarordnung soll zum haupt-
beruflichen Notar in der Regel nur bestellt werden, wer bei
Ablauf der Bewerbungsfrist einen dreijdhrigen Anwirterdienst
als Notarassessor geleistet hat und sich im Anwiérterdienst des
Landes befindet, in dem er sich um die Bestellung bewirbt.

Es besteht die Verpflichtung zur Ubernahme der Aktenver-
waltung der Urkundengeschéfte des Amtsvorgingers.
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Bewerbungen sind an das Ministerium der Justiz und fiir Di-
gitalisierung des Landes Brandenburg, Abteilung 2 — Notar-
angelegenheiten —, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam,
zu richten und miissen bis zum 11. Februar 2026 eingegangen
sein. Sie haben die in Abschnitt Il Nummer 3 der Allgemeinen

Verfiigung des Ministers der Justiz iiber die Angelegen-
heiten der Notarinnen und Notare (AVNot) vom 6. Mai 2014
(JMBIL. S. 68), die zuletzt durch die Allgemeine Verfiigung vom
28. Mai 2024 (JMBL. S. 50) geéndert worden ist, vorgesehenen
Angaben zu enthalten.

Herausgeber: Ministerium der Justiz und fiir Digitalisierung des Landes Brandenburg
Das Justizministerialblatt erscheint in der Regel am 15. eines jeden Monats.



	Inhalt
	Allgemeine Verfügungen und Rundverfügungen
	Bekanntmachungen
	Personalnachrichten
	Ausschreibungen

